4162a, Fristerstreckung für Berichterstattung und Antragstellung zur Motion 225-2001 betreffend Einhausung der Autobahn Schwamendingen

Kantonsrat Zürich am Montag, 20. Septemebr 2004


1972 schien es keine Hoffnung mehr zu geben. Die Rechtswege wurden erfolglos beschritten, Anträge sind gestellt und abgelehnt worden. Doch da fanden sich Politiker aller Parteien und aller Stufen zusammen und sie haben sich mit einem beispiellosen Einsatz persönlich nach Bern zum Bundesrat begeben. Mit Erfolg! Sie haben erreicht, dass die Autobahn durch Schwamendingen um einige Meter verschoben realisiert worden ist, so dass das beliebte Restaurant Aubrugg nicht den Baumaschinen zum Opfer fallen musste.

Wenige Jahre später zerschnitt die schliesslich gebaute Autobahn das Quartier. Der Lärm war schon bald so enorm, dass bereits 1979 die Einhausung der Autobahn geprüft wurde. Der Bund hat den unzumutbaren Zustand damals anerkannt und Lärmschutzwände bauen lassen. Schade, dass der Bund seit den siebziger Jahren nichts dazu gelernt hat und auch heute noch an das Märchen glaubt, dass dieser Autobahnabschnitt mit neuen etwas höheren Lärmschutzwänden ausreichend saniert werden könnte. 

Der Bund betreibt in Schwamendingen eine Autobahn, an welcher Tag für Tag  eine grosse Zahl von Grenzwerten massiv überschritten und damit die Autobahn wider geltende Normen betrieben wird. Die Pflicht ist es nun für einen nachhaltig wirkungsvollen Lärmschutz zu sorgen der eine weitere Entwicklung des Quartieres zulässt. Dass Lärmschutzwände hierfür nicht ausreichen ist mitlerweile zumindest in unserem Kanton allen bekannt. 

In Opfikon war der Bund noch einsichtig und so kann es nicht angehen, dass er sich jetzt hinter einer selber beschlossenen Praxisänderung versteckt aus der Pflicht stielt. 

Sowohl auf Bundesebene wie auch auf Stufe Kanton sind die Gelder zur entsprechenden Lärmsanierung der Autobahn Schwamendingen aus den Kassen für den Strassenbau und -unterhalt zu nehmen. Geradezu unerhört wäre es wenn die lärmgeplagte Bevölkerung auch noch mit ihren allgemeinen Steuern die Einhausung der Autobahn zu deren künftigen rechtskonformem Betrieb mitfinanzieren soll.  

Der Bund als Betreiber der Nationalstrasse hat für deren Sanierung gerade zu stehen und die Erträge aus dem Strassenverkehr als Verursacher des Lärms sind zur Einhausung der Autobahn zu verwenden.

Die Frage des Kostenverteilers ist allerdings nicht unsere primäre Sorge. 

Wir sind genug vertröstet und immer wieder mit mehr oder minder verständlichen Argumenten hin gehalten worden. Ich darf ihnen versichern, dass die Bevölkerung nicht mehr warten mag!

Als es darum ging, Flugrouten zu ändern, schien es nicht schnell genug gehen zu können. Innert kürzester Zeit konnte das Flugregime geändert und die Schwamendinger Bevölkerung auch noch vermehrt aus der Luft belärmt werden.

Wenn es aber darum geht, Entlastungen zu schaffen, darf es immer „no es bitzeli“ länger gehen. Für uns von der Sozialdemokratischen Fraktion dauert die Planung der Einhausung der Autobahn Schwamendingen mitlerweile schon mehr als genug lange. 

Stimmt eine Mehrheit unserer Fraktion der Fristerstreckung dennoch zu, dann in der klaren Erwartung, dass die Regierung einen vergleichbaren Effort leistet wie 1972 als es um die Rettung der Gaststätte Auhof ging, und dass sie die  verlängerte Frist klar nicht voll ausschöpft. Ohne vorgreifen zu wollen wage ich doch die Vermutung dass unsere Fraktion weiteren Verzögerungen kaum mehr würde zustimmen können. 

Heute beantrage ich ihnen namens der SP-Fraktion, dem Antrag der Regierung mit wenig Freude statt zu geben, und die Frist einmalig für maximal ein Jahr zu erstrecken.
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